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§ 12 A. Änderung der Verfassung des Kantons Glarus
B. Gesetz über die Anpassung des kantonalen Rechts an die

Rechtsweggarantie in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten

Die Vorlage im Überblick

Die Rechtsweggarantie gemäss Artikel 29a der Bundesverfassung und das eidgenössische Bundes-
gerichtsgesetz verpflichten die Kantone im Grundsatz, als Vorinstanzen des Bundesgerichts gerichtliche
Behörden einzusetzen, die den Sachverhalt frei prüfen und eine umfassende Rechtskontrolle vornehmen.
Die Anpassung der kantonalen Rechtsordnungen muss im Bereich des öffentlichen Rechts spätestens
am 1. Januar 2009 in Kraft treten. Dagegen besteht in der Zivil- und der Strafrechtspflege eine längere
Anpassungsfrist, die sich nach dem Inkrafttreten der vorgesehenen eidgenössischen Prozessordnungen
richtet. Demgemäss beschränkt sich diese Vorlage auf die Umsetzung der Bundesvorgaben in der
Staats- und Verwaltungsrechtspflege.

Im Regelfall genügt der innerkantonale Rechtsschutz durch eine verwaltungsinterne Behörde oder den
Regierungsrat nicht mehr. Es ist die Überprüfung durch ein oberes Gericht vorzusehen. Diese Aufgabe
wird vom Verwaltungsgericht wahrgenommen. Vom Erfordernis der gerichtlichen Vorinstanz bestehen
Ausnahmen, die im eidgenössischen Bundesgerichtsgesetz umschrieben sind. Insbesondere können die
Kantone Entscheide mit vorwiegend politischem Charakter von der gerichtlichen Überprüfung ausneh-
men. 

Die Vorlage beinhaltet Änderungen der Kantonsverfassung sowie von 24 Gesetzen. Eine grundlegende
Revision der Staats- und Verwaltungsrechtspflege ist nicht erforderlich, da der gerichtliche Rechtsschutz
schon im geltenden Recht weitgehend gewährleistet ist. Allerdings kann am bisher im Verwaltungs-
rechtspflegegesetz verankerten Ausnahmekatalog zur Verwaltungsgerichtsbarkeit nicht festgehalten
werden, weil sich dieser nicht nur am Kriterium des vorwiegend politischen Charakters von Entscheiden
orientiert. Die Ausnahmen zur gerichtlichen Überprüfung werden nun in den Spezialgesetzen verankert.
Gewisse Entscheidkategorien werden gerichtlich anfechtbar, so etwa Promotions- und Prüfungsent-
scheide sowie Entscheide über Erlass und Stundung von Steuern; allerdings wird das Verwaltungsgericht
die in seine Prüfungsbefugnis fallenden Rechts- und Sachverhaltsfragen klar von den nicht überprüf-
baren Ermessensgesichtspunkten trennen. Ausgeschlossen bleibt der gerichtliche Weiterzug beispiels-
weise bei Begnadigungsentscheiden sowie bei Ermessensentscheiden über Kantonsbeiträge in den
Bereichen Kultur-, Gesundheits- oder Wirtschaftsförderung. 

Neu sollen die beiden Kammern des Verwaltungsgerichts die Entscheide in Dreier- statt in Fünferbeset-
zung treffen, was die Arbeitsorganisation erleichtert. Zudem wird den Parteien eine kurze Nachfrist
angesetzt, wenn sie den auferlegten Kostenvorschuss nicht fristgemäss leisten.

1. Ausgangslage

Am 1. Januar 2007 traten die verfassungsmässige Rechtsweggarantie (Art. 29a BV) und das Bundes-
gerichtsgesetz (BGG) in Kraft. Sie verpflichten dazu, als letzte kantonale Instanzen obere Gerichte einzuset-
zen, die in der Regel als Rechtsmittelinstanzen zu entscheiden haben (Art. 75 Abs. 2, 80 Abs. 2, 86 Abs. 2
und 114 BGG). Im Weiteren müssen die Kantone ihre Verfahrensordnungen so ausgestalten, dass eine rich-
terliche Behörde den Sachverhalt frei prüft und eine umfassende Rechtskontrolle vornimmt (Art. 110 BGG).

Für den Erlass der Ausführungsbestimmungen in der Staats- und Verwaltungsrechtspflege gewährt das
Bundesgerichtsgesetz den Kantonen eine Frist von zwei Jahren seit Inkrafttreten (Art. 130 Abs. 3 BGG). In
Zivil- und Strafsachen ist die Umsetzungsfrist an das Inkrafttreten der eidgenössischen Prozessordnungen
gekoppelt. Sind diese sechs Jahre seit Inkraftsetzung des BGG noch nicht in Kraft, legt der Bundesrat die
Frist zum Erlass der Ausführungsbestimmungen nach Anhörung der Kantone fest (Art. 130 Abs. 1 und 2
BGG). Somit kann in der Zivil- und Strafrechtspflege mit der Anpassung an das BGG zugewartet werden, bis
die eidgenössischen Verfahrensordnungen definitiv verabschiedet sind. Hingegen ist die Vorlage zur
Anpassung des kantonalen öffentlichen Rechts der Landsgemeinde 2008 zu unterbreiten, damit sie auf den 
1. Januar 2009 in Kraft treten kann. 

Für die Vorbereitung der Vorlage wurde eine aus Verwaltungsjuristen und dem Verwaltungsgerichtspräsi-
denten bestehende Arbeitsgruppe eingesetzt.

2. Rechtsweggarantie im öffentlichen Recht

Für den Bereich des öffentlichen Rechts bedeutet die Rechtsweggarantie, dass die Rechtsstreitigkeiten der
Beurteilung durch das Bundesverwaltungsgericht oder durch kantonale Gerichte offen stehen müssen. Für
das von Bundesbehörden vollzogene Bundesrecht wird die Garantie durch das Bundesverwaltungsgericht
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umgesetzt, für das von kantonalen Behörden vollzogene Bundesrecht sowie für das kantonale Recht in aller
Regel durch die kantonale Verwaltungsgerichtsbarkeit. Die Kantone müssen als unmittelbare Vorinstanzen
des Bundesgerichts grundsätzlich obere Gerichte einsetzen. Diese Vorgabe gilt auch für die Vorinstanzen
der subsidiären Verfassungsbeschwerde beim Bundesgericht, welche dort Platz greift, wo die ordentliche
Beschwerde an das Bundesgericht nicht zulässig ist.

Bund und Kantone können durch Gesetz die richterliche Beurteilung in Ausnahmefällen ausschliessen (Art.
29a Satz 2 BV). Die zulässigen Ausnahmen werden durch das BGG geregelt. Die Kantone müssen gegenüber
kantonalen Erlassen (Gesetze, Verordnungen) kein Rechtsmittel vorsehen; tun sie es aber, muss es sich um
eine gerichtliche Überprüfung handeln (Art. 87 BGG). Für Stimmrechtssachen betreffend eidgenössischer
Angelegenheiten sind die Kantonsregierungen letzte kantonale Instanz (Art. 88 Abs. 1 Bst. b BGG). Für
Stimmrechtssachen betreffend kantonaler Angelegenheiten ist den Kantonen lediglich die Bereitstellung
eines Rechtsmittels gegen behördliche Akte vorgeschrieben (Art. 88 Abs. 2 BGG), wobei offen gelassen ist,
ob und wann es sich um eine gerichtliche Überprüfung handeln muss; bei Akten des Parlaments oder der
Regierung entfällt die Pflicht zur Gewährung eines kantonalen Rechtsmittels. Schliesslich können die Kan-
tone für Entscheide mit vorwiegend politischem Charakter anstelle eines Gerichts eine andere Behörde als
unmittelbare Vorinstanz des Bundesgerichts einsetzen (Art. 86 Abs. 3 BGG).

3. Rechtsweggarantie in der kantonalen Staats- und Verwaltungsrechtspflege

Das Verwaltungsrechtspflegegesetz (VRG) unterstellt einen grossen Teil der öffentlich-rechtlichen Ent-
scheide der Beschwerde an das Verwaltungsgericht. Unter einem «oberen Gericht» im Sinne von Artikel 86
Absatz 2 BGG ist eine zur Rechtsprechung zuständige, unabhängige und nur dem Recht verpflichtete
Behörde zu verstehen, die hierarchisch keiner anderen Instanz unterstellt ist und gegen deren Entscheide
auf kantonaler Ebene kein ordentliches Rechtsmittel mit umfassender Prüfung mehr offen steht. Das Verwal-
tungsgericht erfüllt diese Anforderungen. Somit kann von der bestehenden Rechtspflegeordnung ausgegan-
gen werden.

Die wichtigsten Ausnahmen vom zwingenden Zugang zu einem oberen Gericht sind die Entscheide «mit
vorwiegend politischem Charakter» (im Sinne von Art. 86 Abs. 3 BGG). Darunter sind grundlegende oder
gewichtige Entscheide zu verstehen, bei welchen die politischen Erwägungen die privaten Interessen ein-
deutig überwiegen und die in der Regel von der Regierung oder vom Parlament ausgehen. Bisher enthielt
Artikel 106 VRG einen Katalog von Entscheiden, welche nicht der Beschwerde an das Verwaltungsgericht
unterstanden, weil der Gesetzgeber ihre gerichtliche Überprüfung als nicht zweckmässig erachtete; dies
beispielsweise, weil es um Fachfragen (z.B. Beurteilung von Fähigkeitsprüfungen) oder um gesetzliche
Ermessensspielräume (z. B. staatliche Beiträge, auf die kein Anspruch besteht) geht. Wegen der Beschrän-
kung auf Entscheide mit vorwiegend politischem Charakter kann am Ausnahmekatalog nicht festgehalten
werden. Das Verwaltungsgericht wird künftig auch nur beschränkt justiziable Entscheide zu beurteilen
haben. Dem wird es Rechnung tragen, indem es die in seine Prüfungsbefugnis fallenden Rechts- und Sach-
verhaltsfragen klar von den nicht überprüfbaren Ermessensfragen trennt.

Sind bestimmte Entscheidkategorien als von vorwiegend politischem Charakter zu qualifizieren, so können
die Kantone, müssen aber nicht, anstelle eines Gerichts eine andere Behörde (z. B. den Regierungsrat) als
unmittelbare Vorinstanz des Bundesgerichts einsetzen. Hierzu ist eine Regelung durch formelles Gesetz
nötig. Im Kanton Glarus bedarf es einer von der Landsgemeinde beschlossenen Vorschrift, welche die
betreffenden Entscheide von der Verwaltungsgerichtsbeschwerde ausnimmt, z. B. indem sie Entscheide des
Regierungsrates als (innerkantonal) endgültig bezeichnet.

Die Rechtsschutzbestimmungen in den Spezialgesetzgebungen verweisen in der Regel auf das Verwal-
tungsrechtspflegegesetz. Solche Verweisungen erhalten durch die Aufhebung des Katalogs von nicht an
das Verwaltungsgericht weiterziehbaren Entscheiden (Art. 106 VRG) eine veränderte Bedeutung. Dies zeigt
sich etwa bei den in diversen Erlassen geregelten Konzessionen, vermögensrechtlichen Zuwendungen und
Bewilligungen, auf welche die Rechtsordnung keinen Anspruch einräumt (Art. 106 Abs. 1 Bst. f, g und i
bisher) sowie bei den Schul-, Berufs- und Fähigkeitsprüfungen (Art. 106 Abs. 1 Bst. e bisher). Durch das
Aufheben der Ausnahmekategorien werden diese Entscheide kraft Verweisung auf das Verwaltungsrechts-
pflegegesetz neu der Verwaltungsgerichtsbeschwerde unterstellt, es sei denn, das Spezialgesetz sehe aus-
drücklich etwas anderes vor. Dasselbe gilt, wenn sich ein Erlass bisher überhaupt nicht zum Rechtsschutz
äussert; auch dann bedarf es einer gesetzlichen Vorschrift, wenn Entscheide von der Verwaltungsgerichts-
beschwerde ausgeschlossen bleiben sollen. Umgekehrt sind nicht mehr gerechtfertigte Ausschlüsse von
der Verwaltungsgerichtsbarkeit zu beseitigen. Geschieht dies nicht, könnte der Zugang zu einer gericht-
lichen Überprüfung im Einzelfall durch Beschwerde beim Bundesgericht verlangt werden, weil es sich bei
der Rechtsweggarantie um ein verfassungsmässiges Recht handelt.
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4. Systematik der Vorlage

Wie erwähnt, können Entscheide mit vorwiegend politischem Charakter von der gerichtlichen Überprüfung
ausgeschlossen werden. Dieser vom Bundesgesetzgeber den Kantonen überlassene Spielraum soll soweit
möglich und sinnvoll genutzt werden. Dabei ist jeweils zu prüfen, ob es um grundlegende oder gewichtige
Entscheide geht, bei welchen den politischen Erwägungen ein klar höheres Gewicht zukommt als den priva-
ten Interessen. Auf die Beibehaltung eines Ausnahmekataloges im Verwaltungsrechtspflegegesetz wird ver-
zichtet und stattdessen der Ausschluss der Verwaltungsgerichtsbeschwerde gegen bestimmte Entscheide
im jeweiligen Spezialgesetz verankert; dies namentlich unter Berücksichtigung der spezifischen Gründe für
die Kennzeichnung von Entscheiden als solche mit vorwiegend politischem Charakter.

Einige Unanfechtbarkeiten werden unverändert belassen, weil sie mit den neuen Bundesvorgaben vereinbar
sind und der Stossrichtung der Vorlage entsprechen. Es betrifft dies beispielsweise die Landammann-
Entscheide über das Mehr an der Landsgemeinde (Art. 67 Abs. 2 KV) oder die Regierungsentscheide über
die Kostenbeteiligung der Gemeinden an Betrieben des öffentlichen Verkehrs (Art. 10 Abs. 3 und 4 öV-
Gesetz).

5. Vernehmlassung

5.1. Allgemeines

Der Regierungsrat verabschiedete Mitte September 2007 den von der Arbeitsgruppe vorbereiteten Entwurf
zuhanden der Vernehmlassung. Zur Stellungnahme eingeladen wurden sämtliche Departemente, die Staats-
kanzlei, die Verwaltungskommission der Gerichte, alle Ortsgemeinden, der Anwaltsverband des Kantons
Glarus sowie sämtliche im Landrat vertretenen Parteien.

Von den 25 Ortsgemeinden beteiligten sich 17 am Vernehmlassungsverfahren. 14 Gemeinden hatten keine
Einwände bzw. enthielten sich einer Stellungnahme. Drei Gemeinden brachten Bemerkungen an, stimmten
der Vorlage aber grundsätzlich zu. Von den Parteien gingen keine Antworten ein. Verwaltungsintern äusserte
sich eine Vernehmlassung kritisch zur Aufhebung des Ausnahmekataloges (Art. 106 VRG) und forderte eine
blosse Modifizierung des bisherigen Rechts nur dort, wo diese unvermeidlich sei. Das Verwaltungsgericht
nahm ausschliesslich zur Frage der Kammerbesetzung Stellung. Nachfolgend wird auf die wichtigsten
Punkte eingegangen, in welchen an der Vernehmlassungsvorlage festgehalten wurde.

5.2. Zur Aufhebung des Ausnahmekataloges (Art. 106 VRG)

Eine Vernehmlassung beanstandete, es werde der Rechtsmittelweg auch in Bereichen geöffnet, in welchen
er nicht notwendig bzw. nicht praktikabel sei. Es seien die bisherigen Ausnahmebereiche grundsätzlich zu
belassen und nur das absolut nicht mehr Konforme zu streichen (s. Ziff. 7.2.1.). 

Bei manchen der geltenden Ausnahmebereiche erachtete der kantonale Gesetzgeber die gerichtliche
Überprüfung von Entscheiden als nicht zweckmässig, namentlich im Zusammenhang mit Fachfragen und
Ermessensausübung. Dies genügt für den Ausschluss einer gerichtlichen Überprüfung nicht mehr. Der
Ausschluss ist nun von Bundesrechts wegen auf Entscheide «mit vorwiegend politischem Charakter»
beschränkt. Längst nicht alle Entscheide über Fach- oder Ermessensfragen sind solche mit vorwiegend
politischem Charakter, z. B. Entscheide über Promotionen und Beurteilungen von Schul-, Berufs- und Fähig-
keitsprüfungen (Art. 106 Abs. 1 Bst. e VRG bisher). Am bisherigen Ausnahmekatalog kann daher nicht fest-
gehalten werden. Die speziellen Gründe, welche Entscheide als solche mit vorwiegend politischem
Charakter kennzeichnen, lassen sich nicht gut in einem Prozessgesetz katalogisieren. Deshalb ist der
Ausschluss der gerichtlichen Überprüfung in den Spezialgesetzen zu verankern. Ausdrücklich hinzuweisen
ist, dass eine Angemessenheits- bzw. Ermessensprüfung durch das Verwaltungsgericht auch nach der
bundesrechtlichen Öffnung des Rechtsweges grundsätzlich unzulässig bleibt.

5.3. Zur gerichtlichen Überprüfung von Vergaben gemäss Submissionsgesetz

Drei Vernehmlassungen wünschten, freihändige Vergaben und Vergaben im Einladungsverfahren nach wie
vor von der gerichtlichen Überprüfung auszuschliessen (s. Ziff. 7.2.4.). Es wurde die Befürchtung geäussert,
das in diesen Verfahren noch bestehende Ermessen ginge verloren; teilweise wurde die Praktikabilität von
Rechtsmittelverfahren in Abrede gestellt. 

Das Fehlen der gerichtlichen Überprüfung bedeutete nicht, dass bei freihändigen Vergaben und Vergaben
im Einladungsverfahren keine gesetzlichen Bindungen bestanden. Grundsätzlich gilt auch da das Kriterium
des wirtschaftlich günstigsten Angebotes. Es besteht ein Anspruch auf willkürfreies staatliches Handeln,
sachlich ungerechtfertigte Bevorzugungen oder Benachteiligungen sind unzulässig. Neu wird in den
genannten Verfahren die Auswahl des Anbieters nicht durch Verfügung, sondern durch blosse Mitteilung
oder Realakt eröffnet; möglich wird dafür bei der Vergabebehörde nachträglich eine Verfügung betreffend
Feststellung, Unterlassung, Einstellung oder Folgebeseitigung einer behaupteten Widerrechtlichkeit zu ver-
langen, wobei dadurch die Auftragsvergabe oder Anschaffung nicht gestoppt wird (s. Ziff. 7.2.1., Art. 73
Abs. 2 VRG).
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5.4. Zur gerichtlichen Überprüfung weiterer Entscheidkategorien

Eine Vernehmlassung vertrat die Auffassung, Entscheide über Steuererlass oder Steuerstundung seien
weiterhin von der Verwaltungsgerichtsbeschwerde auszunehmen (s. Ziff. 7.2.13.). Entsprechendes solle für
Schul-, Berufs- und Fähigkeitsprüfungen gelten (s. Ziff. 7.2.8.). Umgekehrt wurde in einer anderen Vernehm-
lassung die gerichtliche Überprüfbarkeit von Entscheiden betreffend Wirtschaftsförderung (s. Ziff. 7.2.21.),
Finanzhilfen im Tourismus (s. Ziff. 7.2.23.) und Fördermassnahmen gemäss Energiegesetz (s. Ziff. 7.2.17.)
verlangt.

Es dürfen nur noch Entscheide mit vorwiegend politischem Charakter von der Verwaltungsgerichts-
beschwerde ausgeschlossen werden. Hierzu zählen grundlegende oder gewichtige Entscheide, bei welchen
die politischen Erwägungen die privaten Interessen eindeutig überwiegen. Bei der Entscheidung über
Steuerstundung oder Steuererlass ist den privaten Interessen ein massgebliches Gewicht beizumessen. Es
kann daher nicht von Entscheiden mit vorwiegend politischem Charakter gesprochen werden. Gleiches gilt
für Schul-, Berufs- und Fähigkeitsprüfungen. – In den Bereichen Wirtschaftsförderung, Finanzhilfen im
Tourismus und Fördermassnahmen gemäss Energiegesetz ist nicht einfach abzuwägen, ob die politischen
Überlegungen die privaten Interessen klar überwiegen. Da grundsätzlich das Ziel verfolgt wird, den dem
Kanton verbliebenen Spielraum bezüglich Ausschluss der gerichtlichen Überprüfung zu nutzen, wird an der
gerichtlichen Unanfechtbarkeit festgehalten.

5.5. Zur Kammerbesetzung im Verwaltungsgericht

Gegen die Reduktion bei den Kammerentscheiden des Verwaltungsgerichts auf eine Dreierbesetzung 
(s. Ziff. 7.2.5.) führte eine Vernehmlassung an, es gehe dies zu weit. Entscheide von grösserer Tragweite
sollten weiterhin durch fünf Richter beurteilt werden. Damit werde bei der Beratung eine grössere
Meinungsvielfalt ermöglicht.

Die Frage der Kammerbesetzung wurde mit der 1999 beim Verwaltungsgericht durchgeführten Effizienz-
analyse diskutiert und zu Gunsten einer Dreierbesetzung beantwortet. Zudem entscheiden in praktisch allen
Kantonen die Verwaltungsgerichte, ebenso wie die Gerichte des Bundes, öffentlich-rechtliche Streitigkeiten
in Dreierkammern; in manchen Fällen ist sogar ein Einzelrichter zuständig. Generelle Fünferbesetzung würde
eine Ausnahme darstellen, und bei einem Vorbehalt der Fünferbesetzung für Fälle von besonderer Tragweite
ergäben sich Abgrenzungsprobleme. Immerhin können Fragen einer einheitlichen öffentlich-rechtlichen
Rechtsprechung vom Gesamtgericht beraten werden (Art. 18 Bst. b Gerichtsorganisationsgesetz). Es wird
deshalb an der Reduktion auf die Dreierbesetzung bei den Verwaltungsgerichtskammern festgehalten. 

6. Finanzielle Auswirkungen

Aufgrund der notwendigen Öffnung des Rechtsweges in verschiedenen Bereichen, in denen eine gericht-
liche Weiterzugsmöglichkeit bisher nicht gegeben war, ist beim Verwaltungsgericht mit einer Zunahme der
Beschwerden zu rechnen. Einigermassen präzise Aussagen dazu sind nicht möglich. Bereits auf die Inkraft-
setzung hin sollte aber eine Abklärung des beim Verwaltungsgericht zu erwartenden Arbeitsumfanges vor-
liegen. Gestützt darauf hätte der Regierungsrat, bei nachgewiesenem Bedarf, einen Antrag an den Landrat
auf Erhöhung des Stellenplans in Betracht zu ziehen.

7. Erläuterung der Vorlage im Einzelnen

7.1. Änderung der Kantonsverfassung

Die Pflicht der Kantone, ein Rechtsmittel gegen Verfügungen betreffend politischer Rechte der Stimm-
berechtigten vorzusehen, erstreckt sich nicht auf Akte des Parlaments und der Regierung (Art. 88 Abs. 2
BGG). Somit kann der Kanton frei darüber befinden, ob die Entscheide des Landrates über die Zulässigkeit
von Memorialsanträgen einem innerkantonalen Rechtsmittel unterstehen oder nicht. Als Rechtspflege-
instanz fiele einzig das Verwaltungsgericht in Betracht, welches verwaltungs- und andere öffentlich-recht-
liche Streitigkeiten zu beurteilen hat. Die glarnerische Rechtspflegeordnung unterstellt Akte des Landrates
grundsätzlich keiner Überprüfung durch eine kantonale Rechtspflegeinstanz. Dem ist auch bei den Ent-
scheiden betreffend der rechtlichen Zulässigkeit von Memorialsanträgen nachzuleben. Die innerkantonale
Unanfechtbarkeit ist in Artikel 59 Absatz 2 ausdrücklich zu verankern (s. Ziff. 3., letzter Abschnitt). Ausser
Frage steht die Unanfechtbarkeit der landrätlichen Beschlüsse über die Erheblichkeit von Memorials-
anträgen, handelt es sich doch dabei um rein politische Entscheide, die nicht unter den Anwendungsbereich
der Rechtsweggarantie fallen.

Die beiden Kammern des Verwaltungsgerichts sollen öffentlich-rechtliche Streitigkeiten neu in Dreier-
besetzung beurteilen können (s. Ziff. 7.2.5.). Dazu bedarf es einer Anpassung von Artikel 113 Absatz 1.



7.2. Gesetzesänderungen

Die Auflistung der beantragten Gesetzesänderungen folgt grundsätzlich der Reihenfolge der Erlasse
gemäss der systematischen Gesetzessammlung. Allerdings wird die Änderung des Verwaltungsrechts-
pflegegesetzes als Kern der Vorlage an den Anfang gestellt.

7.2.1. Ziffer 1: Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege

In den Fällen von Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben a, b und c VRG wird gemäss Rechtsweggarantie mindes-
tens eine beschränkte Anfechtungsmöglichkeit verlangt; daher macht die bloss teilweise Anwendbarkeit des
Verfahrensrechts nach VRG keinen Sinn mehr. Artikel 4 kann gänzlich aufgehoben werden.

Artikel 73 Absatz 2 bezieht sich auf staatliche Handlungen, die auf einen tatsächlichen Erfolg, jedoch zumin-
dest primär nicht auf eine bestimmte Rechtsfolge ausgerichtet sind. Darunter fallen ganz verschiedene
Erscheinungsformen, wie privatrechtliche Rechtsgeschäfte, Vollzugshandlungen, Anweisungen, Hinweise,
Auskünfte und dergleichen. Zwar fordert die Rechtsweggarantie nicht, dass jede derartige Handlung einer
Behörde der Überprüfung durch ein Gericht zugänglich sein muss. Wenn solche Realakte jedoch Rechte
oder Pflichten einer Person berühren, muss eine solche Überprüfung offen stehen. Dies setzt zunächst
einen anfechtbaren Entscheid der handelnden Behörde voraus, wie ihn Artikel 73 Absatz 2 ermöglicht. 

Bei Entscheiden, die der Beschwerde an das Bundesgericht unterliegen, bestimmt sich der erforderliche
Inhalt (z.T. abweichend von Art. 74 Abs. 1) nach Artikel 112 Absatz 1 BGG. Darauf ist in einem neuen Artikel
74 Absatz 2 hinzuweisen.

Artikel 99 Absatz 1 bedarf einer Anpassung an die strengeren Anforderungen an die innerkantonale gericht-
liche Überprüfung von Entscheiden (Art. 110 BGG). Die betreffende gerichtliche Instanz hat den Sachverhalt
frei zu prüfen, d.h. sie ist nicht an Feststellungen der Vorinstanz gebunden.

Eine bedeutsame Änderung besteht in der Aufhebung des Ausnahmekatalogs in Artikel 106 Absatz 1. Die
bisherige Katalogisierung von beim Verwaltungsgericht nicht anfechtbaren Entscheiden kann nicht aufrecht
erhalten werden (s. Ziff. 3 und 5.2.). Artikel 106 Absätze 2 und 3 VRG sind zufolge der Neufassung aufzu-
heben.

Im Zusammenhang mit Artikel 108 VRG ist pro memoria festzuhalten, dass auf eine systematische Aus-
dehnung der Einzelrichterkompetenz, etwa auf «klare» Sachentscheide, Anfechtung von Zwischenentschei-
den usw., verzichtet werden kann, wenn auf eine Dreierbesetzung für die Kammern des Verwaltungsgerichts
umgestellt wird (s. Ziff. 7.2.5.). Dagegen ist neu eine allgemeine Regelung der Einzelrichterzuständigkeit für
besondere, in einem Gesetz vorgesehene Fälle zu verankern (Art. 108 Bst. c); dies im Hinblick auf die Neu-
regelung des Rechtsschutzes gegen Zwangsmassnahmen im Ausländerrecht (s. Vorlage zum EG zum BG
über die Ausländerinnen und Ausländer und zum Asylgesetz).

Die strenge Regelung in Artikel 133 Absatz 3, wonach die Nichtleistung des Kostenvorschusses innert Frist
zugleich das Nichteintreten auf das Begehren zur Folge hat, wird gemildert. Neu hat in solchen Fällen die
Behörde eine kurze Nachfrist anzusetzen. Diese Bestimmung entspricht inhaltlich den Regelungen im BGG
und in der glarnerischen Zivilprozessordnung.

Der bisherige Artikel 134 betreffend der Verfahrenskosten wird aufgeteilt. Die Regelung der kostenlosen
Verfahren (bisher Art. 134 Abs. 2) erfolgt neu separat in Artikel 135a. Bei personalrechtlichen Streitigkeiten
aus öffentlich-rechtlichem Anstellungsverhältnis erfolgt eine Anpassung an das privatrechtliche Arbeitsver-
tragsrecht (Art. 135a Abs. 1 Bst. b). Bei den Sozialversicherungen sind seit 1. Juli 2006 die kantonalen
Beschwerdeverfahren betreffend Invalidenversicherung von Bundesrechts wegen kostenpflichtig, weshalb
Artikel 135a Absatz 1 Buchstabe c eine Differenzierung vornimmt.

7.2.2. Ziffer 2: Gesetz über die Wahlen und Abstimmungen an der Urne

Es handelt sich um eine bloss formelle Anpassung an die Änderung im Verwaltungsrechtspflegegesetz.

7.2.3. Ziffer 3: Gesetz über die Haftung der Gemeinwesen und ihrer Amtsträger

Die Verweisung in Artikel 12 Absatz 2 bisher auf die Verwaltungsgerichtsbeschwerde gemäss den Artikeln
97 ff. des früheren Bundesgesetzes über die Organisation der Bundesrechtspflege (OG) trifft nach dem
Inkrafttreten des Bundesgerichtsgesetzes nicht mehr zu und wird aufgehoben. Eine Bestimmung ent-
sprechend Artikel 121 OG gibt es nach Inkrafttreten der Justizreform nicht mehr; die bisherige Regelung in
Artikel 12 Absatz 3 ist daher zu ändern. Künftig muss auch über Beschwerden betreffend der Ansprüche
wegen des Verhaltens von Mitgliedern der höchsten kantonalen Organe innerkantonal entschieden werden.
Neu soll in diesen Fällen das Verwaltungsgericht zuständig sein (gemäss im Wortlaut unverändertem Art. 12
Abs. 1); geht es um das Verhalten von Mitgliedern des Verwaltungsgerichts selbst, ist als Beschwerde-
instanz das Obergericht vorgesehen (Art. 12 Abs. 3).

87



88

7.2.4. Ziffer 4: Kantonales Submissionsgesetz 

Durch Umkehrschluss aus dem neu formulierten Artikel 35 Absatz 2 ergibt sich, dass die Auswahl des
Anbieters im Einladungsverfahren und in der freihändigen Vergabe nicht durch Verfügung, sondern durch
blosse Mitteilung oder Realakt eröffnet wird. Artikel 35 Absatz 3, der bisher die Unanfechtbarkeit eben
solcher Verfügungen verankerte, wird somit hinfällig. Allerdings kann von der zuständigen Behörde eine Ver-
fügung gemäss des neuen Artikels 73 Absatz 2 VRG betreffend Feststellung, Unterlassung, Einstellung oder
Folgebeseitigung der Widerrechtlichkeit einer Handlung verlangt werden (s. Ziff. 7.2.1.). Eine solche Ver-
fügung ist anfechtbar. Dies führt jedoch nicht zu einer Blockierung der Anschaffung oder Auftragsvergabe,
wird doch die Verfügung gemäss Artikel 73 Absatz 2 VRG erst im Nachhinein erlassen.

7.2.5. Ziffer 5: Gesetz über die Gerichtsorganisation des Kantons Glarus

Der Wechsel von der Fünfer- zur Dreierbesetzung (Art. 19 Abs. 1) der beiden Kammern erlaubt eine effizien-
tere Bearbeitung sowie Beratung der Referate. Namentlich entspricht sie bei der stets dringlichen Trak-
tandierung von Beschwerden gegen fürsorgerische Freiheitsentziehungen, bei denen viele Kantone sogar
die Einzelrichterkompetenz kennen, einem Bedürfnis.

In Artikel 19 Absatz 3 werden für die Verwaltungsrechtspflege die Einzelrichterentscheide verankert (s. Ziff.
7.2.1., Art. 108 Bst. c VRG). In Artikel 26 Absatz 2 sind die Regelungen über die Stellvertretung anzupassen.

7.2.6. Ziffer 6: Vollziehungsgesetz zum Bundesgesetz über den Erwerb von Grundstücken durch Personen
im Ausland

Die Beschreibung des Rechtsweges auf Bundesebene in Artikel 10 entspricht nicht mehr dem geltenden
Recht und ist aufzuheben. 

7.2.7. Ziffer 7: Strafprozessordnung des Kantons Glarus 

Begnadigungsentscheide können als solche mit vorwiegend politischem Charakter betrachtet werden.
Dafür spricht, dass es um Entscheide der Regierung (im Sinne von Art. 86 Abs. 3 BGG) oder des Parlaments
über durch die Justiz abschliessend beurteilte Sachverhalte geht. Die Beibehaltung des Ausschlusses einer
gerichtlichen Überprüfung erscheint sinnvoll. Die innerkantonale Endgültigkeit der Begnadigungsentscheide
muss im Gesetz ausdrücklich verankert werden (s. Ziff. 3., letzter Abschnitt), was durch Artikel 180a

geschieht.

7.2.8. Ziffer 8: Gesetz über Schule und Bildung

Nach bisherigem Recht sind Promotions- und Prüfungsentscheide von der Beschwerde an das
Verwaltungsgericht ausgeschlossen (Art. 106 Abs. 1 Bst. e VRG). In Artikel 114 Absätze 2 und 3 bisher wird
dies zum Ausdruck gebracht, indem die Beschwerde an das Verwaltungsgericht nur «nach Massgabe des
Verwaltungsrechtspflegegesetzes» für zulässig erklärt ist. In Absatz 2 bisher ist zudem der Rechtsmittelweg
bei Unzulässigkeit der Verwaltungsgerichtsbeschwerde gegenüber kommunalen Entscheiden verankert.
Promotions- und prüfungsrechtliche Entscheide sind nicht solche mit vorwiegend politischem Charakter 
(s. Ziff. 3. und 5.4. zur gerichtlichen Überprüfung weiterer Entscheidkategorien). Somit entfällt ihr Ausschluss
von der Verwaltungsgerichtsbeschwerde, und Artikel 114 Absätze 2 und 3 sind entsprechend anzupassen.

Auch Entscheide betreffend Klassen- oder Fächerzuteilung sind nicht von vorwiegend politischem Charak-
ter, weshalb der Ausschluss der Verwaltungsgerichtsbeschwerde nicht mehr gerechtfertigt ist. Artikel 114
Absatz 4 ist daher aufzuheben.

7.2.9. Ziffer 9: Gesetz über die Förderung des kulturellen Lebens

Entscheide betreffend die öffentliche Unterstützung kultureller Tätigkeiten sind solche mit vorwiegend
politischem Charakter. Die Beibehaltung des Ausschlusses der Verwaltungsgerichtsbeschwerde ist sinnvoll.
Die innerkantonale Endgültigkeit der Regierungsentscheide muss im Gesetz ausdrücklich verankert werden
(s. Ziff. 3.). Dies erfolgt im neuen Artikel 6 Absatz 5. Anders als bei Gewährung oder Nichtgewährung von
Zuwendungen geht es bei allfälligen Rückforderungen um rechtliche Fragen, bei denen die Interessen des
Zuwendungsempfängers eine gewichtige Rolle spielen (s. Art. 79; 106 Abs. 1 Bst. g VRG bisher); auf sie
bezieht sich deshalb die Endgültigkeit nicht. – Da die gerichtliche Unanfechtbarkeit für die Zuwendungen
aus allen vom Kanton geführten Lotterie- und Wettfonds Geltung haben soll, ist sie zusätzlich im Voll-
ziehungsgesetz zum Bundesgesetz betreffend die Lotterien und die gewerbsmässigen Wetten zu verankern
(s. Ziff. 7.2.22.).

7.2.10. Ziffer 10: Polizeigesetz

Die Polizei nimmt vorwiegend Realakte vor. Im Verwaltungsrechtspflegegesetz wird eine Bestimmung
geschaffen, wonach bezüglich solcher Tathandlungen eine Verfügung bzw. ein Feststellungsentscheid
verlangt werden kann (s. Ziff. 7.2.1., Art. 73 Abs. 2 VRG). Artikel 44 Absatz 1 des Polizeigesetzes ist
anzupassen. Dessen bisheriger Wortlaut ermöglichte gegen jede Tathandlung der Polizei direkt die
Beschwerdeerhebung beim Departement. Neu hat, wer gegen einen Realakt der Polizei förmlich vorgehen
möchte, zuerst eine anfechtbare Verfügung bei der Polizei zu verlangen.



7.2.11. Ziffer 11: Gesetz über den Brandschutz und die Feuerwehr

Entscheide betreffend Beiträge an Feuerwehranlagen, -einrichtungen und -massnahmen sind wohl nicht von
vorwiegend politischem Charakter, weshalb der Ausschluss der Verwaltungsgerichtsbeschwerde nicht mehr
gerechtfertigt ist. In Artikel 47 ist daher der bisherige Absatz 3 aufzuheben und die entsprechenden Ver-
weisungen in den Absätzen 1 und 2 sind wegzulassen.

7.2.12. Ziffer 12: Sachversicherungsgesetz 

Entscheide betreffend Entschädigungen aus dem Kulturschadenfonds sind nicht solche mit vorwiegend
politischem Charakter, weshalb der Ausschluss der Verwaltungsgerichtsbeschwerde nicht mehr gerecht-
fertigt ist. Artikel 58 Absatz 4 ist daher aufzuheben.

7.2.13. Ziffer 13: Steuergesetz 

Entscheide betreffend Steuererleichterungen im Sinne der Artikel 15 und 61 haben vorwiegend politischen
Charakter; die volkswirtschaftlichen Interessen des Kantons stehen im Vordergrund. Die Beibehaltung des
Ausschlusses der Verwaltungsgerichtsbeschwerde ist sinnvoll. Anders als bei der Gewährung oder Nicht-
gewährung von Steuererleichterungen geht es bei einem allfälligen Widerruf um rechtliche Fragen, bei
denen die Interessen des Steuerpflichtigen eine gewichtige Rolle spielen (s. Art. 79; Art. 106 Abs. 1 Bst. g
VRG bisher); auf sie bezieht sich deshalb die Endgültigkeit nicht (Art. 15 und 61 je Abs. 1).

Die nicht mehr dem aktuellen Recht entsprechende Beschreibung des Beschwerdeweges auf Bundesebene
in Artikel 168 ist aufzuheben. 

Entscheide betreffend Schlussrechnungen, Zahlungserleichterungen und Steuererlass sind nicht von vor-
wiegend politischem Charakter. Deshalb ist der Ausschluss der Verwaltungsgerichtsbeschwerde nicht mehr
gerechtfertigt. Die Artikel 192 Absatz 3 und 199 sind anzupassen.

Entscheide über Zahlungserleichterungen betreffen Einzelfälle, weshalb künftig bei diesen, anders als bei
den Veranlagungen oder den Schlussrechnungen, auf die Vorschaltung des für Massenfälle prädestinierten
Einspracheverfahrens verzichtet wird. Bei Gesuchen um Steuererlass kann auf die Anfechtbarkeit beim
Departement verzichtet werden (Art. 199 Abs. 1). Die massgebenden Kriterien werden in Artikel 197
aufgezählt. Es besteht damit praktisch nur Raum für die Überprüfung der korrekten Gesetzesanwendung,
welche unmittelbar durch das Verwaltungsgericht vorgenommen werden kann. 

7.2.14. Ziffer 14: Gesetz über die Jagd und den Schutz wildlebender Säugetiere und Vögel

Entscheide betreffend die Verhütung und Vergütung von Wildschäden, Eignungsprüfungen für Jäger, Prüfun-
gen von Jagdhunden und behördliche Zuteilungen von Abschüssen aufgrund des Loses sind nicht solche
mit vorwiegend politischem Charakter, weshalb der Ausschluss der Verwaltungsgerichtsbeschwerde oder
gar der Ausschluss einer Beschwerdemöglichkeit überhaupt nicht mehr gerechtfertigt ist. In Artikel 10a sind
die Absätze 3 und 4 aufzuheben.

7.2.15. Ziffer 15: Raumplanungs- und Baugesetz 

Entscheide über Planungszonen sind wohl nicht als solche mit vorwiegend politischem Charakter zu quali-
fizieren, weshalb der Ausschluss der Verwaltungsgerichtsbeschwerde nicht mehr gerechtfertigt ist. In Artikel
55 Absatz 2 entfällt daher Satz 2. In einem neuen Absatz 4 ist zur Klarstellung die Nichtanfechtbarkeit von
Richtplänen zu erwähnen.

7.2.16. Ziffer 16: Beschluss über Verwertung von Wasserkräften im Kanton Glarus

Unter dem geltenden Recht hat der Landrat kraft Delegation der Landsgemeinde insbesondere darüber zu
entscheiden, ob das durch Gesetz dem Uferanstösser eingeräumte Recht zur Nutzung der Wasserkraft in
einer bestimmten Weise ausgeübt werden kann oder nicht (Art. 170, 177 Abs. 1 Bst. a, 178 und 179 EG
ZGB); unter Umständen hat er über die Weiterverleihung eines vom Kanton erworbenen Wasserrechts zu
befinden (Art. 2 Beschluss über Verwertung von Wasserkräften). Im Vordergrund stehen dabei die öffent-
lichen Interessen an der Wasserkraftnutzung. Diese Entscheide können daher als solche mit vorwiegend
politischem Charakter betrachtet werden. Da im Weiteren in der glarnerischen Staats- und Verwaltungs-
rechtspflegeordnung Landratsentscheide grundsätzlich von der Verwaltungsgerichtsbeschwerde aus-
genommen sind, sollen die gestützt auf den Beschluss über Verwertung von Wasserkräften erteilten
Konzessionen des Landrates weiterhin innerkantonal endgültig sein (Art. 4a). 

7.2.17. Ziffer 17: Energiegesetz

Das kantonale Energiegesetz sieht Förderungsmassnahmen vor (Art. 22ff.), insbesondere Förderungs-
programme im Rahmen des eidgenössischen Energiegesetzes, welche das zuständige Departement
erstellen kann (Art. 24). Aufgrund der gesetzlichen Vorgaben besteht auf Förderungsmassnahmen kein
Rechtsanspruch. Solche Entscheide waren bisher von der Verwaltungsgerichtsbeschwerde ausgeschlossen
(Art. 106 Abs. 1 Bst. g VRG bisher). Mit der Änderung von Artikel 106 VRG sind Ermessensentscheide über
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Zuwendungen nicht mehr a priori gerichtlich unanfechtbar (s. Ziff. 7.2.1.). Entscheide über Förderungs-
massnahmen im Energiebereich sind als solche mit vorwiegend politischem Charakter zu qualifizieren.
Mangels Einbettung derselben in gesetzlich vorgeschriebene Unterstützungen ist der Ermessensspielraum
besonders gross. Es ist daher angezeigt, solche Entscheide weiterhin von der Beschwerde an das Ver-
waltungsgericht auszunehmen, dies wiederum unter Vorbehalt von Entscheiden über Rückforderungen 
(s. Art. 79; Art. 106 Abs. 1 Bst. g VRG bisher); Artikel 31 betreffend des Rechtsschutzes ist zu ergänzen.

7.2.18. Ziffer 18: Gesundheitsgesetz

Bei den in Artikel 63 Absatz 4 genannten Entscheiden geht es um Ermessensbeiträge an Leistungen 
Dritter zu Gunsten der Gesundheitsförderung oder Prävention (Art. 11 Abs. 3), an Organisationen, die im
Rettungswesen tätig sind (Art. 17 Abs. 1), an Spitex-Organisationen (Art. 19 Abs. 2) oder an Einrichtungen
der Gesundheitsversorgung, die im öffentlichen Interesse liegen (Art. 21). Die Beitragsgewährungen betref-
fen die Erfüllung bestimmter öffentlicher Aufgaben, bei denen keine Individualinteressen von einzelnen 
Bürgern auf dem Spiel stehen. Es handelt sich um Entscheide mit vorwiegend politischem Charakter, bei
denen von der gerichtlichen Überprüfung abgesehen werden soll.

7.2.19. Ziffer 19: Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über den Umweltschutz

Artikel 36 des kantonalen Umweltschutzgesetzes ermöglicht es dem Kanton unter anderem, Beiträge an die
Projektierung, Erstellung und Änderung von Anlagen zur Entsorgung oder Wiederverwertung von Abfällen
auszurichten. Solche Beitragsgewährungen betreffen die Erfüllung bestimmter öffentlicher Aufgaben, bei
denen keine Individualinteressen von einzelnen Bürgern auf dem Spiel stehen. Die Entscheide sind solche
mit vorwiegend politischem Charakter und sollen von der gerichtlichen Überprüfung ausgenommen werden,
wie es Artikel 37 Absatz 2 nun ausdrücklich vorsieht.

7.2.20. Ziffer 20: Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die Krankenversicherung 

Das Bundesgericht hielt kürzlich beiläufig fest, Streitigkeiten aus Zusatzversicherung zur Krankenversiche-
rung stellten gemäss Artikel 85 Versicherungsaufsichtsgesetz Zivilprozesse dar, weshalb der Grundsatz der
«doppelten Instanz» (Art. 75 Abs. 2 BGG) zu beachten sei. Die Kantone haben daher eine erstinstanzliche
richterliche Behörde und eine Rechtsmittelinstanz (als Vorinstanzen des Bundesgerichts) vorzusehen. Da
der Klageweg zu beschreiten ist, kann diese Funktion nicht durch eine Verwaltungsbehörde wahrgenommen
werden. Mithin bietet sich an, in solchen Angelegenheiten das Kantonsgericht nach Massgabe der Zivil-
prozessordnung (ohne Vermittlung) als erste Instanz, mit Weiterzug an das Obergericht und zivilrechtlicher
Beschwerde (Art. 72ff. BGG) an das Bundesgericht, entscheiden zu lassen. Artikel 37 Absatz 1 ist anzu-
passen und durch Artikel 37a zu ergänzen.

Möglicherweise wird der Bundesgesetzgeber in dieser Frage noch tätig; dies etwa, indem er nebst den
Fachgerichten für handelsrechtliche Streitigkeiten auch die Sozialversicherungsgerichte aufführt, welche als
einzige kantonale Vorinstanz des Bundesgerichtes amten (in Art. 75 Abs. 2 Bst. b BGG). Deswegen erfolgt
die Anpassung lediglich vorsorglich; d.h., sie wäre im Falle einer überholenden Bundesregelung zu streichen
bzw. bei erfolgter Verabschiedung nicht in Kraft zu setzen (s. Schlussbestimmung Ziff. 7.2.25. IV).

7.2.21. Ziffer 21: Gesetz über die Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung

Entscheide betreffend Wirtschaftsförderung sind als solche mit vorwiegend politischem Charakter zu
betrachten. Die Beibehaltung des Ausschlusses der Verwaltungsgerichtsbeschwerde erscheint sinnvoll,
weshalb die Regelung gemäss bisherigem Artikel 6 im Grundsatz beibehalten wird. – Auch bei Entscheiden
mit vorwiegend politischem Charakter besteht ein Anspruch der Betroffenen auf Begründung, weshalb der
bisher verankerte Wegfall der Begründungspflicht (Art. 6 Satz 2 Teil 1) aufgehoben wird. Anders als bei
Gewährung oder Nichtgewährung von Zuwendungen geht es bei Rückforderungen um rechtliche Fragen,
bei denen die Interessen des Zuwendungsempfängers eine gewichtige Rolle spielen (s. Art. 79; 106 Abs. 1
Bst. g VRG bisher); solche Entscheide sind daher von der Verwaltungsgerichtsbeschwerde nicht auszu-
schliessen.

7.2.22. Ziffer 22: Vollziehungsgesetz zum Bundesgesetz betreffend die Lotterien und die gewerbsmässigen
Wetten

Entscheide betreffend die Unterstützung kultureller, sportlicher oder sozialer Tätigkeiten aus Geldern der
vom Kanton geführten Lotterie- und Wettfonds können als solche mit vorwiegend politischem Charakter
betrachtet werden. Die Beibehaltung des Ausschlusses der Verwaltungsgerichtsbeschwerde erscheint
sinnvoll; dies ebenfalls unter Vorbehalt von Entscheiden über Rückforderungen (s. Art. 79; 106 Abs. 1 Bst. g
VRG bisher). Die innerkantonale Endgültigkeit der Regierungsentscheide muss im Gesetz ausdrücklich
festgeschrieben werden (s. Ziff. 3.). Dies erfolgt im neuen Artikel 4a. – Die Verankerung der gerichtlichen
Unanfechtbarkeit erfolgt einstweilen im kantonalen Lotteriegesetz. Dies weil nur die Vergabe von Lotterie-
und Wettgeldern für kulturelle Zwecke spezialgesetzlich näher geregelt ist; im Gesetz über die Förderung
des kulturellen Lebens wird die gerichtliche Unanfechtbarkeit der Zuwendungsentscheide ebenfalls fest-
gehalten (s. Ziff. 7.2.9.). 



7.2.23. Ziffer 23: Gesetz zur Entwicklung des Tourismus

Das Tourismusgesetz sieht Finanzhilfen vor, auf welche ausdrücklich kein Rechtsanspruch besteht (Art. 3
Abs. 3). Solche Entscheide waren nach bisherigem Recht von der Verwaltungsgerichtsbeschwerde aus-
geschlossen (Art. 106 Abs. 1 Bst. g VRG). Mit der Änderung von Artikel 106 VRG sind Ermessensentscheide
über Zuwendungen nicht mehr a priori gerichtlich unanfechtbar (s. Ziff. 7.2.1.). Finanzhilfen an touristische
Massnahmen, Veranstaltungen, Anlagen und Institutionen sind, wie die allgemeinen Wirtschaftsförderungs-
massnahmen (s. Ziff. 7.2.21.), als solche mit vorwiegend politischem Charakter zu betrachten. Es ist
angezeigt, sie weiterhin von der Beschwerde an das Verwaltungsgericht auszunehmen, dies wiederum unter
Vorbehalt von Entscheiden über Rückforderungen (s. Art. 79; 106 Abs. 1 Bst. g VRG bisher); Artikel 17 ist zu
ergänzen.

7.2.24. Ziffer 24: Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die Landwirtschaft

Entscheide betreffend die Verlegung des Alpabfahrtstermins und die Rangierung von Tieren sind nicht
solche mit vorwiegend politischem Charakter, weshalb der Ausschluss der Verwaltungsgerichtsbeschwerde
nicht mehr gerechtfertigt ist. In Artikel 37 ist Absatz 3 aufzuheben und Absatz 1 anzupassen.

7.2.25. Schlussbestimmungen

Ziffer II

Das Verordnungsrecht ist durch die hierfür zuständigen Organe anzupassen. Gemäss bisherigen Erkenntnis-
sen ist der Anpassungsbedarf sehr gering, weil Fragen des Rechtsschutzes weitgehend auf Gesetzesstufe
geregelt sind.

Ziffer III

Nach Inkrafttreten der Anpassungsvorlage sollen die neuen Bestimmungen grundsätzlich auch auf laufende
Verfahren Anwendung finden. Dies kann je nach Sachbereich bedeuten, dass im Laufe des Verfahrens der
Rechtsweg an das Verwaltungsgericht geöffnet wird.

In Fällen, in denen der Regierungsrat bei ihm bereits anhängig gemachte Beschwerden zur Weiterbearbei-
tung überweisen müsste, je nach Sachbereich an ein Departement als neu zuständige erste Beschwerde-
instanz oder an das Verwaltungsgericht als neu zuständige zweite Beschwerdeinstanz, ist es sinnvoll, wenn
er das Beschwerdeverfahren abschliesst.

Ziffer IV

Das Bundesgerichtsgesetz ist am 1. Januar 2007 in Kraft getreten. Gemäss dessen Artikel 130 Absatz 3
haben die Kantone innert zweier Jahre nach Inkrafttreten die Ausführungsbestimmungen über die Zustän-
digkeit, die Organisation und das Verfahren der Vorinstanzen (Art. 86 Absätze 2 und 3 und 88 Abs. 2 BGG) zu
erlassen, einschliesslich der Bestimmungen, die zur Gewährleistung der Rechtsweggarantie nach Artikel 29a

der Bundesverfassung notwendig sind. Die Inkraftsetzung hat somit auf den 1. Januar 2009 zu erfolgen.
Dabei ist die Übergangsordnung zu beachten.

Wie dargelegt ist eine Sonderregelung zum Inkrafttreten für die Anpassung des Einführungsgesetzes zum
Bundesgesetz über die Krankenversicherung angezeigt (s. Ziff. 7.2.20.).

8. Beratung der Vorlage im Landrat

Die Vorlage wurde durch die landrätliche Justizkommission unter dem Präsidium von Landrat Marco Hodel,
Glarus, vorberaten. Eintreten auf die Vorlage war in der Kommission unbestritten, zumal die Rechts-
anpassungen weitestgehend durch Revisionen des Bundesrechts bedingt sind und somit der Umsetzung
übergeordneter Vorgaben dienen. Die Kommission ergänzte den Katalog der nicht gerichtlich anfechtbaren
Entscheide um solche über Kantonsbeiträge in den Bereichen Gesundheit und Umweltschutz, die sie eben-
falls als Entscheide mit vorwiegend politischem Charakter qualifizierte. Im Weiteren fügte sie der Vorlage
eine Änderung der Kostenvorschussregelung in der Verwaltungsrechtspflege an, die sich an den Bestim-
mungen im eidgenössischen Bundesgerichtsgesetz und in der glarnerischen Zivilprozessordnung orientiert
und bei nicht fristgemässer Leistung des Kostenvorschusses die Gewährung einer Nachfrist vorsieht.
Schliesslich modifizierte die Kommission die Vorlage in einem Punkt, indem sie Entscheide der Steuer-
verwaltung über Gesuche um Steuererlass vorgängig der Verwaltungsgerichtsbeschwerde der Verwaltungs-
beschwerde beim zuständigen Departement unterstellte. Nach Diskussion befürwortet wurde die vor-
gesehene Dreierbesetzung der Kammern des Verwaltungsgerichts.

Auch im Landrat blieb die Vorlage im Grundsatz unbestritten. Die von der Kommission vorgeschlagene neue
Kostenvorschussregelung mit Nachfristgewährung wurde nach Diskussion bestätigt, der Rechtsschutz bei
Gesuchen um Steuererlass dagegen wieder im Sinne der regierungsrätlichen Vorlage auf die direkte An-
fechtbarkeit beim Verwaltungsgericht zurück geändert.
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9. Antrag

Der Landrat beantragt der Landsgemeinde folgende Rechtserlasse wie aufgeführt zu ändern:

A. Änderung der Verfassung des Kantons Glarus

(Erlassen von der Landsgemeinde am ...... Mai 2008)

I.
Die Verfassung des Kantons Glarus vom 1. Mai 1988 wird wie folgt geändert:

Art. 59 Abs. 2
2 Der Landrat entscheidet über die rechtliche Zulässigkeit der Anträge und
beschliesst über deren Erheblichkeit; die zulässigen Anträge sind erheblich,
wenn sie wenigstens zehn Stimmen auf sich vereinigen. Gegen die Ent-
scheide des Landrates über die rechtliche Zulässigkeit besteht kein kanto-
nales Rechtsmittel.

Art. 113 Abs. 1
1 Das Verwaltungsgericht beurteilt verwaltungs- und andere öffentlich-recht-
liche Streitigkeiten als erste oder als Beschwerdeinstanz. Es besteht aus
dem Präsidenten sowie acht Richtern und bildet aus diesen zwei Kammern.

II.
Diese Änderung tritt auf den 1. Januar 2009 in Kraft.

B. Gesetz über die Anpassung des kantonalen Rechts
an die Rechtsweggarantie in öffentlich-rechtlichen
Angelegenheiten

(Erlassen von der Landsgemeinde am ...... Mai 2008)

I.
Die nachstehenden Gesetze werden wie folgt geändert:

Ziffer 1 GS III G/1
Gesetz vom 4. Mai 1986 über die Verwaltungsrechts-
pflege
Art. 4

Aufgehoben.

Art. 73 Abs. 2 (neu)
2 Wer ein schutzwürdiges Interesse hat, kann von der Behörde, die im
Rahmen ihrer Zuständigkeit und gestützt auf öffentliches Recht Handlungen
vornimmt, welche Rechte und Pflichten begründen oder aufheben, eine
Verfügung verlangen, wonach
a. die Widerrechtlichkeit der Handlungen festzustellen,
b. die widerrechtlichen Handlungen zu unterlassen bzw. einzustellen oder
c. die Folgen widerrechtlicher Handlungen zu beseitigen seien.

Art. 74 Abs. 2 und 3 (neu)
2 Bei Entscheiden, die der Beschwerde an das Bundesgericht unterliegen,
bestimmt sich der erforderliche Inhalt nach Artikel 112 Absatz 1 des Bun-
desgesetzes vom 17. Juni 2005 über das Bundesgericht.
Bisheriger Abs. 2 wird zu Abs. 3.
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Art. 99 Abs. 1
1 Die Beschwerdeinstanz prüft den Sachverhalt frei.

Art. 106 

Unzulässigkeit

Die Verwaltungsgerichtsbeschwerde ist unzulässig, wenn sie durch beson-
dere Vorschrift ausgeschlossen ist oder die Bundesgesetzgebung ein unmit-
telbares Beschwerderecht an eine Bundesbehörde oder an das Bundes-
verwaltungsgericht vorsieht.

Art. 108 Ingress, Bst. c (neu)

Der Präsident des Verwaltungsgerichts erledigt als Einzelrichter Beschwer-
den:
c. die ihm durch Gesetzesvorschrift ausdrücklich zur Entscheidung zu-

gewiesen sind.

Art. 133 Abs. 3 
3 Für die Leistung des Kostenvorschusses wird eine nicht erstreckbare Frist
angesetzt. Leistet die Partei den Kostenvorschuss nicht, wird ihr eine nicht
erstreckbare Nachfrist eingeräumt. Bleibt die Leistung des Kostenvorschus-
ses auch während der Nachfrist aus, wird auf das Begehren nicht eingetre-
ten. Soll der Kostenvorschuss nur für die Vornahme eines bestimmten
Verfahrensschrittes geleistet werden, hat die Nichtbezahlung dessen Unter-
lassung zur Folge.

Art. 134 Abs. 2 und 4
2 Kosten, die eine Partei durch pflichtwidriges Verhalten im Verfahren oder
durch verspätetes Vorbringen von Tatsachen und Beweismitteln verursacht,
gehen zu ihren Lasten, auch wenn sie obsiegt.
Abs. 4 aufgehoben.

Art. 135a (neu)

Kostenlose Verfahren 
1 Kostenlos sind die Verfahren betreffend
a. staatsrechtliche Streitigkeiten;
b. Streitigkeiten aus öffentlich-rechtlichem Arbeitsverhältnis bis zu einem

Streitwert von 30 000 Franken;
c. Sozialversicherungssachen, soweit die Bundesgesetzgebung nichts

anderes vorsieht;
d. Sozialhilfe und Gewährung der unentgeltlichen Rechtspflege und Rechts-

vertretung;
e. Erläuterung oder Berichtigung von Entscheiden.
2 Vorbehalten bleibt, dass ein solches Verfahren von der Partei mutwillig und
missbräuchlich eingeleitet wurde oder dass eine Beweiserhebung einen
ausserordentlichen Aufwand verursacht.

Ziffer 2 GS I D/22/2
Gesetz vom 7. Mai 1989 über die Wahlen und
Abstimmungen an der Urne
Art. 57 Abs. 2
2 Stimmrechts-, Wahl- und Abstimmungsbeschwerden sind nach Artikel 135a

Absatz 1 Buchstabe a des Verwaltungsrechtspflegegesetzes grundsätzlich
kostenlos.
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Ziffer 3 GS II F/2
Gesetz vom 5. Mai 1991 über die Haftung 
der Gemeinwesen und ihrer Amtsträger
Art. 12 Abs. 2 und 3 

Abs. 2 aufgehoben.
3 Beschwerden betreffend Verfügungen über Ansprüche, die sich gegen den
Kanton wegen des Verhaltens von Mitgliedern des Verwaltungsgerichts rich-
ten, sind beim Obergericht zu erheben.

Ziffer 4 GS II G/2/1
Kantonales Submissionsgesetz vom 4. Mai 1997 
Art. 35

Verfügung
1 Gegen Verfügungen des Auftraggebers kann innert zehn Tagen Be-
schwerde erhoben werden. Vorbehalten bleiben anders lautende Bestim-
mungen im Rahmen von völkerrechtlichen Verträgen oder interkantonalen
Vereinbarungen.
2 Verfügungen des Auftraggebers sind:
a. Zuschlag und Abbruch im offenen und im selektiven Verfahren;
Bst. b und c unverändert.
d. Ausschluss vom offenen und vom selektiven Verfahren;
Bst. e unverändert.

Art. 36

Beschwerdeinstanz

Das Verwaltungsgericht ist einzige kantonale Instanz für die Behandlung
von Beschwerden gegen Verfügungen der Auftraggeber im Sinne der Artikel
3 und 35.

Ziffer 5 GS III A/2
Gesetz vom 6. Mai 1990 über die Gerichtsorganisation
des Kantons Glarus
Art. 17 Abs. 2 und 3
2 Es (das Verwaltungsgericht) bildet zwei Kammern, denen der Präsident, je
ein Vizepräsident und je drei Richter zugeteilt werden.
Abs. 3 aufgehoben.

Art. 18 Marginalie

Gesamtgericht

Art. 19 Marginalie, Abs. 1 und 3 (neu)

Kammern des Verwaltungsgerichts; Verwaltungsgerichtspräsident
1 Die beiden Kammern des Verwaltungsgerichts beurteilen als einzige oder
letzte Instanz die Streitigkeiten, welche nicht dem Gesamtgericht oder dem
Einzelrichter vorbehalten sind in der Besetzung mit drei Richtern.
3 Der Verwaltungsgerichtspräsident entscheidet als Einzelrichter in den von
der Gesetzgebung ausdrücklich vorgesehenen Fällen.

Art. 26 Abs. 2
2 Der Verwaltungsgerichtspräsident wird durch den Vizepräsidenten oder
das amtsälteste Mitglied der betreffenden Kammer, als Vorsteher des Ge-
samtgerichts oder als Einzelrichter durch einen der Vizepräsidenten vertre-
ten.
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Ziffer 6 GS III B/1/4
Vollziehungsgesetz vom 4. Mai 1986 zum Bundesgesetz
über den Erwerb von Grundstücken durch Personen 
im Ausland
Art. 10

Aufgehoben.

Ziffer 7 GS III F/1
Strafprozessordnung des Kantons Glarus 
vom 2. Mai 1965
Art. 180a (neu)

Die Begnadigungsentscheide des Landrates und des Regierungsrates sind
endgültig.

Ziffer 8 GS IV B/1/3
Gesetz vom 6. Mai 2001 über Schule und Bildung
Art. 114 Abs. 2, 3 und 4
2 Gegen Verfügungen und Entscheide der kommunalen Schulbehörde kann
beim Departement Beschwerde erhoben werden. Die Beschwerde-
entscheide des Departements unterliegen der Beschwerde an das Verwal-
tungsgericht.
3 Gegen Verfügungen des Departements sowie gegen Verfügungen und
Entscheide des Kantonsschulrates und von Schulbehörden anderer kanto-
naler Schulen kann beim Regierungsrat und gegen dessen Beschwerde-
entscheide beim Verwaltungsgericht Beschwerde erhoben werden.

Abs. 4 aufgehoben.

Ziffer 9 GS IV F/1
Gesetz vom 7. Mai 1972 über die Förderung des
kulturellen Lebens
Art. 6 Abs. 5 (neu)
5 Die Entscheide des Regierungsrates gemäss den Absätzen 1 und 4 sind
endgültig; vorbehalten bleiben Entscheide betreffend die Rückforderung
gewährter Zuwendungen.

Ziffer 10 GS V A/11/1
Polizeigesetz vom 6. Mai 2007
Art. 44 Abs. 1
1 Wer ein schutzwürdiges Interesse hat, kann gegen die Anordnung und
Durchführung polizeilicher Massnahmen und von polizeilichem Zwang,
welche Rechte und Pflichten begründen oder aufheben, eine Verfügung
verlangen, wonach
a. die Widerrechtlichkeit der Handlungen festzustellen,
b. die widerrechtlichen Handlungen zu unterlassen bzw. einzustellen oder
c. die Folgen widerrechtlicher Handlungen zu beseitigen seien.

Ziffer 11 GS V C/1/1
Gesetz vom 7. Mai 1995 über den Brandschutz und 
die Feuerwehr
Art. 47

Rechtsschutz
1 Der Rechtsschutz gegen Verfügungen gestützt auf dieses Gesetz und
seine Ausführungsbestimmungen richtet sich nach dem Verwaltungsrechts-
pflegegesetz.
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2 Ist die Führung der Fachstelle oder der Einzug der Brandschutzabgabe der
Kantonalen Sachversicherung übertragen, so ist deren Verwaltungskommis-
sion die Beschwerdeinstanz gegen die Verfügungen der Fachstelle, des
Feuerwehrinspektorates und der Geschäftsleitung der Kantonalen Sach-
versicherung im übertragenen Bereich. Die Beschwerdeentscheide der
Verwaltungskommission unterliegen der Beschwerde an das Verwaltungs-
gericht.

Ziffer 12 GS V D/1
Sachversicherungsgesetz vom 2. Mai 1993
Art. 58 Abs. 4

Aufgehoben.

Ziffer 13 GS VI C/1/1
Steuergesetz vom 7. Mai 2000
Art. 15 Abs. 1
1 Für Personenunternehmen, die im Kanton neu eröffnet werden und dem
volkswirtschaftlichen Interesse des Kantons dienen, kann der Regierungsrat
nach Rücksprache mit den zuständigen Gemeindebehörden höchstens für
das Eröffnungsjahr und die neun folgenden Jahre angemessene Steuer-
erleichterungen gewähren. Eine wesentliche Änderung der betrieblichen
Tätigkeit kann einer Neueröffnung gleichgestellt werden. Gegen die Ent-
scheide des Regierungsrates betreffend Steuererleichterungen besteht kein
kantonales Rechtsmittel; vorbehalten bleiben Entscheide betreffend den
Widerruf gewährter Steuererleichterungen.

Art. 61 Abs. 1
1 Für Unternehmen von juristischen Personen, die neu eröffnet werden und
dem volkswirtschaftlichen Interesse des Kantons dienen, kann der Regie-
rungsrat im Einvernehmen mit der zuständigen Gemeinde höchstens für das
Eröffnungsjahr und die neun folgenden Jahre angemessene Steuererleichte-
rungen gewähren. Eine wesentliche Änderung der betrieblichen Tätigkeit
kann einer Neueröffnung gleichgestellt werden. Gegen die Entscheide des
Regierungsrates betreffend Steuererleichterungen besteht kein kantonales
Rechtsmittel; vorbehalten bleiben Entscheide betreffend den Widerruf
gewährter Steuererleichterungen.

Art. 168

Aufgehoben.

Art. 192 Abs. 1 und 3 
1 Gegen die Schlussrechnung kann Einsprache bei der kantonalen Steuer-
verwaltung und gegen den Einspracheentscheid Beschwerde beim zustän-
digen Departement erhoben werden. Entscheide über Zahlungserleichterun-
gen unterliegen direkt der Beschwerde beim zuständigen Departement.
3 Die Beschwerdeentscheide des zuständigen Departements unterliegen der
Beschwerde an das Verwaltungsgericht.

Art. 199

2. Beschwerde
1 Gegen den Entscheid der kantonalen Steuerverwaltung kann der Steuer-
pflichtige innert 30 Tagen nach Zustellung unmittelbar Beschwerde beim
Verwaltungsgericht erheben.
2 Die Bestimmungen über das Beschwerdeverfahren bei Veranlagungen gel-
ten sinngemäss.



Ziffer 14 GS VI E/211/1
Gesetz vom 6. Mai 1979 über die Jagd und den Schutz
wildlebender Säugetiere und Vögel
Art. 10a

Rechtsschutz
1 Der Rechtsschutz gegen Verfügungen gestützt auf dieses Gesetz und
seine Ausführungserlasse richtet sich unter Vorbehalt der nachfolgenden
Abweichung nach dem Verwaltungsrechtspflegegesetz.
2 Die Frist zur Erhebung von Beschwerden beim zuständigen Departement
gegen Schätzungsentscheide betreffend die Vergütung von Wildschäden
beträgt zehn Tage.

Ziffer 15 GS VII B/1/1
Raumplanungs- und Baugesetz vom 1. Mai 1988
Art. 55 Abs. 2 und 4 (neu)
2 Die erstinstanzlichen planerischen Entscheide des Regierungsrates sowie
dessen Beschwerdeentscheide unterliegen nach Massgabe des Verwal-
tungsrechtspflegegesetzes der Beschwerde an das Verwaltungsgericht.
4 Gegen Erlass und Genehmigung des kantonalen Richtplanes ist kein
Rechtsmittel zulässig.

Ziffer 16 GS VII B/531/1
Beschluss vom 5. Mai 1918 über Verwertung von
Wasserkräften im Kanton Glarus
Art. 4a (neu)

Die Entscheide des Landrates nach diesem Beschluss sind endgültig. 

Ziffer 17 GS VII E/1/1
Energiegesetz vom 7. Mai 2000
Art. 31 Abs. 6 (neu)
6 Gegen Entscheide über Förderungsmassnahmen ist die Beschwerde an
das Verwaltungsgericht nicht zulässig; vorbehalten bleiben Entscheide
betreffend die Rückforderung gewährter Zuwendungen.

Ziffer 18 GS VIII A/1/1
Gesetz vom 6. Mai 2007 über das Gesundheitswesen
Art. 63 Abs. 4 und 5 (neu)
4 Gegen Entscheide betreffend Kantonsbeiträge, auf welche das Gesetz
oder das Ausführungsrecht keinen Anspruch verankert, ist die Beschwerde
an das Verwaltungsgericht ausgeschlossen.
Bisheriger Abs. 4 wird zu Abs. 5.

Ziffer 19 GS VIII B/1/3
Einführungsgesetz vom 7. Mai 1989 zum Bundesgesetz
über den Umweltschutz
Art. 37 Abs. 2 und 3 (neu)
2 Gegen Entscheide betreffend Kantonsbeiträge gemäss Artikel 36 ist die
Beschwerde an das Verwaltungsgericht ausgeschlossen.
Bisheriger Abs. 2 wird zu Abs. 3.
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Ziffer 20 GS VIII D/21/1
Einführungsgesetz vom 7. Mai 2006 zum Bundesgesetz
über die Krankenversicherung 
Art. 37 Abs. 1
1 Das Verwaltungsgericht beurteilt als kantonales Versicherungsgericht
Streitigkeiten zwischen Krankenversicherern und Versicherten sowie alle
übrigen Streitigkeiten aus der Anwendung des Bundesgesetzes über die
Krankenversicherung, soweit dieses hiefür keine andere Behörde vorsieht.

Art. 37a (neu)

Zivilrichter

Streitigkeiten aus Zusatzversicherung zur Krankenversicherung beurteilen
die nach der Zivilprozessordnung des Kantons Glarus vom 6. Mai 2001
zuständigen Instanzen unter Ausschluss des Vermittlungsverfahrens und im
Übrigen nach Massgabe von Artikel 85 des Bundesgesetzes betreffend die
Aufsicht über die privaten Versicherungseinrichtungen (Versicherungsauf-
sichtsgesetz) vom 23. Juni 1978.

Ziffer 21 GS IX A/4
Gesetz vom 21. Mai 1978 über die Förderung der
wirtschaftlichen Entwicklung
Art. 6

Entscheid

Der Regierungsrat befindet über die Gesuche auf Antrag der vorberatenden
Kommission nach freiem Ermessen. Seine Entscheide sind endgültig;
vorbehalten bleiben Entscheide betreffend die Rückforderung gewährter
Zuwendungen.

Ziffer 22 GS IX B/24/1
Vollziehungsgesetz vom 2. Mai 1971 zum Bundes-
gesetz vom 8. Juni 1923 betreffend die Lotterien und die
gewerbsmässigen Wetten
Art. 4a (neu)

Anfechtbarkeit von Entscheiden über Zuwendungen aus den Lotterie- und
Wettfonds

Gegen Entscheide betreffend Zuwendungen aus den Lotterie- und Wett-
fonds im Sinne der Interkantonalen Vereinbarung über die Aufsicht sowie
die Bewilligung und Ertragsverwendung von interkantonalen oder gesamt-
schweizerisch durchgeführten Lotterien und Wetten ist die Beschwerde an
das kantonale Verwaltungsgericht ausgeschlossen; vorbehalten bleiben
Entscheide betreffend die Rückforderung gewährter Zuwendungen.

Ziffer 23 GS IX C/1/1
Gesetz vom 6. Mai 2007 zur Entwicklung des Tourismus
Art. 17 Abs. 3 und 4 (neu)
3 Gegen Entscheide über Finanzhilfen ist die Beschwerde an das Verwal-
tungsgericht ausgeschlossen; vorbehalten bleiben Entscheide betreffend
die Rückforderung gewährter Finanzhilfen.
Bisheriger Abs. 3 wird zu Abs. 4.

Ziffer 24 GS IX D/1/1
Einführungsgesetz vom 7. Mai 2000 zum Bundesgesetz
über die Landwirtschaft

Art. 37 

Rechtsschutz
1 Der Rechtsschutz richtet sich unter Vorbehalt der nachfolgenden Abwei-
chung nach dem Verwaltungsrechtspflegegesetz.
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2 Die Entscheide der Kommission für Strukturverbesserungen und Betriebs-
hilfe unterliegen der Beschwerde an den Regierungsrat.

II.
Der Landrat und der Regierungsrat nehmen die Anpassung ihrer Erlasse an
die Rechtsweggarantie der Bundesverfassung vor.

III.
Auf laufende Verfahren findet das neue Recht grundsätzlich ab Inkrafttreten
Anwendung. Wo aufgrund des neuen Rechts ein Departement statt des
Regierungsrates als erste Beschwerdeinstanz oder das Verwaltungsgericht
statt des Regierungsrates als zweite Beschwerdeinstanz zuständig ist, gilt
für bereits beim Regierungsrat anhängig gemachte Verfahren noch das
bisherige Recht. 

IV.
Dieses Gesetz tritt unter Vorbehalt der nachfolgenden Ausnahme am 1. Ja-
nuar 2009 in Kraft. Der Regierungsrat entscheidet über die Inkraftsetzung
der Änderung des Einführungsgesetzes zum Bundesgesetz über die
Krankenversicherung (Ziff. 20). Er kann von der Inkraftsetzung gänzlich ab-
sehen, wenn dies aufgrund einer Änderung des Bundesrechts angezeigt ist.

§ 13 Gewährung eines Kredites von 2 Millionen Franken 
für den Bau der Schutzgalerie Chlepfer–Stafelrunse an der
Sernftalstrasse Schwanden–Engi

Die Vorlage im Überblick

Die Sernftalstrasse ist vor allem zwischen Schwanden und Engi im Abschnitt Warth–Höfliegg Natur-
gefahren (Lawinen, Murgänge, Stein- und Eisschlag) ausgesetzt. Zwischen 1981 bis 1986 wurden drei
Lawinengalerien von total 756 m Länge gebaut. Nach dem grossen Runsenniedergang im August 2005
wurde die Lücke von 114 m Länge im Bereich Alpbach geschlossen. Am 17. Januar 2008 zeigte ein Stein-
schlag, dass im Bereich der letzten Lücke, Chlepfer–Stafelrunse, eine erhebliche Gefahr besteht. Nach
einer Sturzbahn von etwa 750 m übersprang ein grosser Steinblock die Steinschlagverbauung, schlug auf
die Strasse auf und landete schliesslich im Sernf. Nur eine Galerie vermag umfassenden Schutz zu
bieten, Steinschlagnetze genügen nicht. – Mit der Galerie wird der betriebliche Strassenunterhalt ver-
einfacht: Beim herrschenden Zustand sind grosse Aufwendungen nötig, um die Eisbildung an den Fels-
wänden und den Eisschlag auf die Sernftalstrasse zu bekämpfen.

Das Vorprojekt sieht die Schliessung der 77 m langen Lücke zwischen den Schutzgalerien vor. Es ist mit
Kosten von 2 Millionen Franken zu rechnen. Die Projektierung wird unverzüglich an die Hand genommen,
damit unmittelbar nach der Landsgemeinde mit dem Bau begonnen werden kann. Der Landrat beantragt
der Landsgemeinde 2008, den Kredit von 2 Millionen Franken für den Bau der Schutzgalerie zu
gewähren. 

1. Ausgangslage

Die Sernftalstrasse ist vor allem zwischen Schwanden und Engi im Abschnitt Warth–Höfliegg Naturgefahren
(Lawinen, Murgänge, Stein- und Eisschlag) ausgesetzt. Zwischen 1981 und 1986 wurden drei Lawinengale-
rien mit 756 m Länge ausgeführt. Nach dem grossen Murgang im August 2005 wurde 2006 die Lücke von
114 m Länge im Bereich Alpbach geschlossen.

Mit einer Motion wurde der Regierungsrat beauftragt, im Strassenbauprogramm 2006 ein Projekt «Zusam-
menschluss Schutzgalerien Sernftalstrasse» vorzulegen. Es betraf dies die zwei offenen Strassenstücke
zwischen den Galerien «Hintere Rietlochrunse und Chlepfer» sowie «Chlepfer und Neubergrunse/
Gelbrunse». – Die Landsgemeinde 2006 stimmte dem Kredit für den Bau einer Schutzgalerie Alpbach
(Hintere Rietlochrunse–Chlepfer) von 3,4 Millionen Franken zu. Im Juni 2006 überwies der Landrat den Rest
des Vorstosses als Postulat.


